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der Abg~ K a n d u t s 0 h,S ton d e b a 0 h und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend steuerliohe Begünstigung für Ertragsbeteil~en und Maß­

nahmen zur Fördorung dar Eigontumsbildung mit Hilfe von Kleina,ktien. 

In der großen Auseinandersetzung um eine befriedigende Lösung der so­

zialen und gesellsOhaftspolitisohen Probleme setzt sich der Gedanke immer mehr 

und mohr' durch,daß Gine mögliohst weite strauung desEig~ntums in die Hände 

vieler einzelner Eigentümer an~elle der Xapitalskonzontrnt1on in die Hände 

privater Machtgruppen odur auch des staates der neu einzusohlagende Weg ist, 

um die seit der Industrialisierung entstandene Kluft zwischen Kapital und 

.Arbeit zu schliessen. Die lange Zeit als.unüberbrüokbar angenommen~ Gegonsitte­

lich~eit zwischen Kapital und Arbeit ist bei--richt~er Erkenntnis ihrer FUnktion 

und bei vorhandonem gutoa Willen zur ZusanmDnarbcit der Sozialpartner zu über-. . 

brücken •. Gesotzgebung und Regierung, aber auch die Intoressenvcrbändo mUssen 

sich allerdings im klaren sein, daß eine neue Ordnung in den Beziehungen zwisohon 

Unternehmern und Arbeiterschaft in- und ausscrhalb d~r Betriebo nicht dekretiert 

werden kann, sondern von unten, aus den kleineren Gemeinschaften her, wachson 

muß. Der vielfach vorhandene Wille, aus den bisher autoritär get'ü.hrten Betricben 

demokratische Institutionen zu machen, in denen der Arbeiter ~itbost1mmen. mit­

verantworten, und mitvordienon soll, brauoht ebenso wie die Möglichkeit, dem 

Arbeitnehmer Zugang zum überbotriebliohen Eigentum zu schaffen, die Pfloge dos 

staates und eine ganze Reihe gesetzlioher und steuorlicher Maßnahmen. 

Die Abgeordneten Kandutsoh, Stendobach, Kindl und Genosson habon in 

der VII.Legis1aturperiode einen Antrag g~stq11t, naoh dom alle Betriebsartrig­

nisse,· die auf Grund v.an Ergebnisbotciligwlgsverfahren iin Zusammenwirken T.On 

Unternehmungsleitungen und Belegschaften ärzle1t werden, steuerlioh bogünstigt 

werden sollten. Die Abgeordneten waren und sinddor Meinung, daß eine solcho 

steuerliche Behandlung eines auf eohtemLeistungswil1en beruhenden Mehrortrages' 

einen großen·l~iz gegeben hätte,. der betrieblichen Partnerschaft in ihren 

V1~lfältigen Formen don Weg zu ebnen. Leider ist ~ieser Antrag nicht behandelt 

worden, obwohl unmittelbar keine Steucraus~äl1e für den Bund eingotreten wären 

·und unmittelbar sich sogar ein Vorteil für die Finanzen des staates ergeben hätte. 

Die unterzeiohneten Abgeordneten sind sioh beWUßt, .daß die leietungsbo­

~ogene Beteiligung der Arbeitnehmer am Botriebsertragnur ein Weg zur Schaffung 

des Eigentumes ist, d0r nicht allen Arbeitnehmern offen-steht. !)io unterstützon 
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doshalb alle Pläno, die darauf gerichtet sind. die Idee der Beteiligung des 
ArbcltsnOhmers am,Kapitalmarkt (Volksaktie) zu ermöglichen. 

Die antragostollondcn Abgeordneten sehen in folgenden Maßnahmen, die 
kolnen ",Anspruch aufVollstänq.1gkoit orhebOl'l, die Voraussetzung Wtir, daß 
der Gedanke der Volksaktie verwirklioht werdcn~nn: 

1.)Dlo Schaffung von Kapitalanlagegcsellschaften (Investmentgesollschaften), 
welchod~e Aufgabe übertragen bokommen,das Anlagevermagon der Kleinaktio­
näro trouhandorisoh zu verwalten. Solche Un~ernobmcn sollon die ihnen an. 
vertrauten Mittel nach dem Prinzip der Ris1kOmischung in Aktien, Kuxan, 
Anteile oder Ge~scheine anderer ~crbsgesollschafton odor in Schu~dver~ 

schreibungen anlegen, und Ubor die Beteil1gung an detD Anlagcvortnögen Anteil­
scheine ausgeben. um damit das Kurs- und Dividendonrisiko weitestgehend zu 
verringern. Ihre T"atigkeit be@.rf' einer gesetzlichen Rogolung. Dabei sollen 
die schon in anderen Ländern vorliogondon Erf'a.b~on studiert und "yorar .. 
beitet werden. 

2.)J)3.SNom1na.le dar Anteilscheine soll nicht zu nieder angesetzt, «loch die 
Möglichkeit eröffnet werden, sio durch Abzah1unB von Rnten cu erwerben. 

,.)Die Stouorgosetzgebung 1st zur Durchtührung der in·Pu;nkt 1.) und 2.) go­

Da.nnten Vorhaben in einigen Funkten anzupassen_. 
a) Durch Befreiung dieser Kapitalanlagegescllaohaftenvon d~ Körpor­

schaft steuer , der Vermagonsteuer, der Gesellschaftsstouor; der Wertpa.­

p1e~8teuer und der !örsenumsatzsteuer. 
b) Auch der Kapitalertrag bei einem Inhaber der Anteilscholnewäre bis zu 

oiner bestimmten Höhe von jeder Steuer BU befreien, wenn er nicht 'ent ... 
nommen, sondern zum· :Kapita.l geschlagen wird. Als Maßstab für dio ,l{öho 
der Kapitalsansammlung, bis zu welcher die Steuerfreiheit gewällrt werden 
8?11, wäre der Gedanke" zu prü:ten, dies bis zur Hone des Kap;l.talwe"os 
ehee Arbeitsplatzes durChzuführen. 

4.) Neben der sehr wesentlichen Beteiligung der verstaatliohton trntörnChmungen 
an der Xap1talsaufstockung dieser Anlagegesellsohaften 8011en aber noch 
andere ~ellen ersohlossen werden. SO wäre vor allem bei'künft~en Lohnver­
ha.ndlungen der Versuch zu ~ternehmen, bestimmte LohnbOstandteile für 
investives Lohnsparen ~ ~türlich nur freiwillig -abz~{o1gen. Des wei­
teron ~ögen die Interessenvorbände a~gefordert werden, einen Teil ihres 
Kap1 ta.ls in Investmentbanken einzubringen. Auoh der Gedanke ~ eine Konton .. 
führung für jeden Versicherten in der Kra.nkenversicherung einzuführen~ 
und nach der Idee der Sozlalsparkassen bestimmte nicht-Verbrauchte :Beiträge 
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sum Erwerb von Anteilscheinen freizugeben f Wäre %'laoh der Meinung der un­
terzeichneten Abgoordnoten einer umfassenden Priit'wlg wert. 

Die ganze, von den unterzeichneten Abgeordneten lebhaft gewünschte Aktion 
w~d n~ Erfolg haben, wenn es gelingt, weiteste Teile der Bevölkerung dafür 
zu ~ewinnen Und auch die Diskussion über die gewiß schwieriee Problema~1k in 

. a.ller tiffentlichkeit zu fiUlren. Neben der Absicht, konkrete Vorschläge I.U un~ 

terbreiten, 1st für die unterzeichneten Abgeordneten ~uch diese Uberlegung der 
AnlaS zur Anfra,estellung gewesen. 

Die unterzeiohneten Abgeordneten richten daher an den Herrn Bundesminister 
für Finansen die 

Ist der Herr J3~desminister bereit, 
1.) zu den in dieser Anfrage a.ufgeworfenen Problemen grundSätzlich 

Stellung zu nehmenJ 
2.) be~nntzugeben, in welchen Punkten die Anregungen den Intentionen 

des Ministers entsprechen bzw. widersprechen oder orgänzungsbedürtt1g 

ersoheineni 
3.) die steuerliche Eegünsttgungfür Ertragsbeteiligung der Arbeitnehmer 

einzufiihren; 
4.) bekanntzugeben, welche gesetzlichen und sonstigen Maanahmen für die 

Verwirklichung des Gedankens der Volksaktie geplant sind? 

... -.-.-.. - ......... .. 
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